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1 Einführung 

Viele Städte und Gemeinden in Baden-Württemberg möchten die Aufenthaltsqualität im öf-
fentlichen Raum erhöhen und die Nutzung klimafreundlicher Mobilitätsformen fördern. Park-
raummanagement mit angemessenen Parkgebühren trägt maßgeblich zum Erreichen dieser 
Ziele bei. 

Als Unterstützungsangebot für die Kommunen haben Park.Raum.Checks das Ziel, eine schnelle 
und unbürokratische Umsetzung der Parkraumbewirtschaftung vor Ort zu fördern. Konkret 
werden basierend auf örtlichen Rahmenbedingungen und tatsächlichem Nutzungsverhalten, 
welches durch eine Parkraumerhebung ermittelt wird, verschiedene Möglichkeiten der Park-
raumbewirtschaftung geprüft und passende Bewirtschaftungsformen vorgeschlagen.  

Durch die Novelle des Straßenverkehrsrechts im Jahr 2024 ist es nun auch möglich Bewohner-
parken basierend auf einem prognostizierten Parkdruck einzuführen. Des Weiteren kann Be-
wohnerparken auf Grundlage eines städtebaulich-verkehrsplanerischen Konzepts zur Vermei-
dung von schädlichen Auswirkungen auf die Umwelt oder zur Unterstützung einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung angeordnet werden. Weitere Informationen zu den Anordnungs-
voraussetzungen finden sich im Anhang. 

Das Kompetenznetz Klima Mobil der Nahverkehrsgesellschaft Baden-Württemberg (NVBW) 
bietet die Park.Raum.Checks im Auftrag des Ministeriums für Verkehr Baden-Württemberg an. 
Durchgeführt werden Sie von der Ingenieur Gesellschaft Verkehr (IGV).  

Die Stadt Sachsenheim hat im innerstädtischen Bereich verstärkten Park(such)verkehr durch 
Pendelnde (Bahnhof), Einkaufende, Beschäftigte und Touristen. Auch Bewohnende belegen 
den öffentlichen Parkraum im Innenstadtbereich. Die Aufenthaltsqualität der Innenstadt leidet 
unter dem Parkverkehr. 

An dieser Stelle setzt der Park.Raum.Check mit der Untersuchung der örtlichen Rahmenbedin-
gungen und Empfehlung geeigneter Formen der Parkraumbewirtschaftung an.  
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2 Bestandsbeschreibung und Analyse 

Das Untersuchungsgebiet in Sachsenheim wird durch die Bahnhofstraße, die Sersheimer 
Straße, die Hauptstraße sowie durch die Schloßgartenstraße eingegrenzt. Hinzu kommt nörd-
lich des Bahnhofs die P+R-Anlage Wiesenstraße. Im gesamten Gebiet wurden 472 Parkstände 
erfasst. 

Das Untersuchungsgebiet beinhaltet im Norden mehrere P+R-Anlagen. Im Nordosten befindet 
sich das Schwimmbad Sachsenheim mit zugehörigen Parkierungsanlagen. Im südlichen Teil 
des Erhebungsgebietes liegt der Stadtkern Großsachsenheims. Im Bereich des Stadtkerns fin-
den sich mehrere Parkierungsanlagen. Dazu gehören der Parkplatz an der Brunnenstraße, die 
Tiefgarage in der Von-Koenig-Straße, sowie je ein ober- und unterirdisches Parkdeck südlich 
der Hauptstraße. Die weiteren Parkstände befinden sich entlang der Straßenverläufe. Der Stadt-
kern ist geprägt von Einzelhandel, Gastronomie und Arztpraxen. Auch die Stadtverwaltung ist 
in diesem Bereich ansässig. Bei den Parkmöglichkeiten entlang der schmalen Straßen im Stadt-
kern Großsachsenheims ist häufig nicht direkt ersichtlich, ob es sich um öffentliche Parkstände 
oder private Stellplätze handelt.  

In Abbildung 1 ist die bestehende Bewirtschaftung dargestellt. Aus der Grafik geht hervor, dass 
im gesamten Erhebungsgebiet gebührenfrei geparkt werden darf. In der Kernstadt ist die Park-
dauer Montag bis Freitag von 7 bis 18 Uhr und samstags von 7 bis 12 Uhr auf maximal 2 
Stunden begrenzt. Im nördlichen Bereich ist das Parken zeitlich unbeschränkt möglich, hier 
befinden sich die P+R-Anlagen. 
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Abbildung 1: Bestehende Parkraumbewirtschaftung im Untersuchungsgebiet 
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2.1 Erhebungsprogramm 

Am Donnerstag, 22. Oktober 2024 wurden im Untersuchungsgebiet alle Parkstände und deren 
Auslastung in 60-min-Intervallen erhoben. Es wurden zwischen 9:00 Uhr und 19:00 Uhr insge-
samt zehn Rundgänge durchgeführt. Dabei wurde die Kapazität pro Straßenabschnitt und die 
Belegung in zehn Intervallen erhoben. Im Bereich mit geltender zeitlicher Höchstparkdauer 
wurde zusätzlich die Parkdauer je Fahrzeug, d.h. die Anwesenheit eines bestimmten Fahrzeugs 
in den Erhebungsintervallen, erhoben.  

 

2.2 Ergebnisse 

Insgesamt wurden 472 Parkstände erhoben. In Abbildung 2 ist die mittlere Auslastung mit der 
bestehenden Bewirtschaftung überlagert. Die mittlere Auslastung lag am Erhebungstag bei 
70 % und ist damit auf mittlerem Niveau. Ein hoher Parkdruck gemäß Definition der Empfeh-
lungen für Verkehrserhebungen (EVE) der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs-
wesen (FGSV) liegt bei > 80 % vor. 

Tabelle 1: Definition Parkdruck gemäß EVE  

Einteilung der Auslastung Definition Parkdruck  

<60 % Auslastung Kein Parkdruck 

≥60 - <70 % Auslastung Geringer Parkdruck 

≥70 - <80 % Auslastung Mittlerer Parkdruck 

≥80 - <90 % Auslastung Hoher Parkdruck 

≥90 % Auslastung Sehr hoher Parkdruck 

 

Es ist zu erkennen, dass besonders die Bereiche des P+R, die nicht zeitlich beschränkt sind, 
stark ausgelastet sind. In der Innenstadt ist die mittlere Auslastung geringer.  
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Abbildung 2: Mittlere Auslastung und bestehende Bewirtschaftung 
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In Abbildung 3 ist die Belegung des Gebiets im Tagesgang dargestellt. 

Mittags und abends ist die Belegung am niedrigsten, vormittags und nachmittags treten Spit-
zen auf. Die Auslastung schwankt zwischen 58 % und 77 %. Die mittlere Auslastung im Erhe-
bungszeitraum beträgt 70 %. 

 

Abbildung 3: Parkraumbelegung im Tagesgang - Gesamt 

 

 

Abbildung 4 Mittlere Auslastung Bereich P+R 
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In Abbildung 5 ist die Belegung auf den P&R-Parkplätzen im Tagesgang dargestellt. 

Dabei sind folgende drei Parkierungsanlagen enthalten: 

 „P+R Wiesenstraße“ nördlich des Bahnhofs,  
 der Parkplatz westlich des Bahnhofs und südlich der Bahntrasse, 
 der Parkplatz nördlich der Bahnhofstraße, östlich des Busbahnhofs.  

Die summierte Kapazität der Parkierungsanlagen beträgt 193 Parkstände. 

Im Tagesgang tritt wenig Veränderung auf. Abends nimmt die Auslastung ab und erreicht ge-
gen 18:00 Uhr einen Tiefpunkt, was einem typischen Verlauf von P+R-Anlagen entspricht. Da-
mit wird deutlich, dass die P+R-Anlagen auch als solche genutzt werden. Die Auslastung be-
wegt sich zwischen 74% und 97%. Die mittlere Auslastung beträgt hier 91%. 

 

Abbildung 5: Parkraumbelegung im Tagesgang - P+R 
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Abbildung 6 Mittlere Auslastung Bereich Freies Parken Nordost 

 

In Abbildung 7 ist die Belegung im Freien Parken Nordost im Tagesgang dargestellt. 

Zu diesem Abschnitt zählt der östliche Teil des Freibadparkplatzes und der anliegende Stra-
ßenraum der Bahnhofstraße ab Knotenpunkt Bahnhofstraße / Brunnenstraße bis Knotenpunkt 
Bahnhofstraße / Schloßgartenstraße. Die Anzahl der erhobenen Parkstände ist 68. 

Die mittlere Auslastung ist in diesem Abschnitt mit 38 % sehr gering. Je nach Tageszeit schwan-
ken die Werte zwischen 25 % und 54 %. Die Auslastung ist nachmittags am höchsten. 

Die ungewöhnlich niedrige Auslastung kann in der Mitbetrachtung des Freibadparkplatzes be-
gründet liegen. Die Erhebung fand außerhalb der Badesaison im Oktober statt, der lokale Park-
druck war in der Folge niedriger als sonst. 
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Abbildung 7: Parkraumbelegung im Tagesgang - Freies Parken Nordost 

 

 

Abbildung 8 Mittlere Auslastung Bereich Kernstadt Großsachsenheim 

 

In Abbildung 9 ist die Belegung in der Kernstadt Großsachsenheims im Tagesgang dargestellt, 
in welcher eine zeitliche Bewirtschaftung von 2 h von Montag bis Freitag zwischen 7 und 18 
Uhr und an Samstagen von 7-12 Uhr gilt. In der Kernstadt befinden sich 211 Parkstände.  
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Die mittlere Auslastung beträgt in der Kernstadt 62 %. Die Werte schwanken dabei im Tages-
gang zwischen 35 % und 78 %. Die Auslastung ist mittags sehr gering und erreicht im Laufe 
des Nachmittags ein Maximum. 

 

 

Abbildung 9: Parkraumbelegung im Tagesgang – Kernstadt Großsachsenheims mit 2 h Parkscheibe 

 

Für die Parkstände der Kernstadt, die sich in dem zeitlich bewirtschafteten Bereich befinden, 
wurden zusätzlich die Parkdauern erhoben. 

Die Einteilung in Kurz-, Mittelzeit-, Langzeit- und Dauerparker ergibt sich aus den Empfehlun-
gen für Verkehrserhebungen (EVE) der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen 
(FGSV). 

Die Kurzzeitparker (Parkdauer bis drei Stunden) haben mit 88,9 % den größten Anteil. Die Mit-
telzeitparker (Parkdauer drei bis sechs Stunden) machen 4,2 % der Gesamtmenge aus. Die 
Langzeitparker (Parkdauer sechs bis zehn Stunden) betragen 0,5 %. 

Der Anteil der Dauerparker beträgt 6,4 %. Als Dauerparker wurden in der Auswertung jene 
Fahrzeuge bezeichnet, die in der letzten Erhebungsrunde das erste Mal am jeweiligen Park-
stand parkten. Die letzte Erhebungsrunde fand im Verlauf ab 18 Uhr statt, die zeitliche Be-
schränkung endet zu dem Zeitpunkt. Es wird in der Folge davon ausgegangen, dass sie die 
folgende Nacht dort stehen werden. 

 

In Abbildung 10 ist die Parkdauer in den beschränkten Gebieten dargestellt. 
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Abbildung 10: Parkdauern Kernstadt Großsachsenheim 

 

In Abbildung 11 ist die maximale Auslastung für das Untersuchungsgebiet dargestellt. Diese 
beträgt für das Untersuchungsgebiet 87 % und ist damit per Definition ein hoher Parkdruck. 

Damit stehen rechnerisch bei einer maximalen Auslastung noch 61 Parkstände zur Verfügung. 
Räumlich gesehen sind dann auf dem Parkplatz am Freibad, dem angrenzenden Straßenraum, 
sowie im Parkhaus an der Hauptstraße noch Kapazitäten vorhanden. Die Flächen des P+R und 
andere bahnhofsnahe Parkstände sind nahezu vollständig ausgelastet. Im Zeitraum der Frei-
badsaison werden der Parkplatz am Freibad und die angrenzenden Parkstände eine höhere 
maximale Auslastung haben 
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Abbildung 11: Maximale Auslastung 
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3 Rechtliche Rahmenbedingungen 

Das „klassische“ Bewohnerparken kann von den Straßenverkehrsbehörden im Einvernehmen 
mit der Gemeinde auf Grundlage des § 45 Abs. 1b S. 1 Nr. 2a, S. 2, S. 3 StVO i. V. m. § 6a Abs. 5a 
StVG angeordnet werden. Es kommen hierfür seit der StVO-Novelle drei alternative Anord-
nungsvoraussetzungen in Betracht. Erstens ein drohender erheblicher Parkraummangel, zwei-
tens ein bestehender erheblicher Parkraummangel oder drittens die Anordnung auf Grundlage 
eines städtebaulich-verkehrsplanerischen Konzepts zur Vermeidung von schädlichen Auswir-
kungen auf die Umwelt oder zur Unterstützung der geordneten städtebaulichen Entwicklung. 
Näheres hierzu folgt aus Nr. XI der VwV zu § 45 StVO. Das Bewohnerparken kann entweder 
durch eine vollständige oder zeitlich beschränkte Reservierung des Parkraums für die Berech-
tigten erfolgen oder durch Anordnung der Freistellung von angeordneten Parkraumbewirt-
schaftungsmaßnahmen. 

Die Parkbevorrechtigung entsteht erst durch Erteilung eines Bewohnerparkausweises. Die Ge-
bührenerhebung für die Ausstellung von Bewohnerparkausweisen erfolgt auf Grundlage des 
§ 6a Abs. 5a StVG. Nach § 1 der Delegationsverordnung der Landesregierung zur Erhebung von 
Parkgebühren (ParkgebVO) sind die Gemeinden, sofern sie örtliche oder untere Straßenver-
kehrsbehörde sind, zum Erlass von Gebührenordnungen für das Ausstellen von Bewohnerpark-
ausweisen ermächtigt. Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 13. Juni 2023 (Az. 9 CN 
2.22) zur Freiburger Gebührensatzung hat den Kommunen große Spielräume hinsichtlich der 
Gestaltung der Gebührenhöhe eingeräumt. Grenzen setzen das gebührenrechtliche Äquiva-
lenzprinzip und der allgemeine Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG). Die Gebührenerhebung für 
das Ausstellen von Bewohnerparkausweisen setzt stets den Erlass einer Rechtsverordnung vo-
raus, Satzungen sind unzulässig (für nähere Informationen siehe Informationen zum Bewoh-
nerparken - Kompetenznetz Klima Mobil). 

 

Eine Parkraumbewirtschaftung in Form des Zeitparkens mit oder ohne Gebührenerhebung 
kann auf Grundlage des § 45 Abs. 1 S. 1 StVO i. V. m. § 13 Abs. 1, Abs. 2 StVO erfolgen.  

Die Gemeinden sind für die Erhebung von Parkgebühren für das Zeitparken auf öffentlichen 
Wegen und Plätzen in Ortsdurchfahrten und Gemeindestraßen gemäß § 6a Abs. 6 S. 1 StVG 
i. V. m. § 44 Straßengesetz BW (StrG) zuständig. Sie haben die Entscheidungsbefugnis darüber, 
ob sie gebührenpflichtiges, gebührenfreies oder gebührenfreies Parken mit einer Beschrän-
kung der Höchstparkdauer einführen wollen. Grundsätzlich muss mit der Parkraumbewirtschaf-
tung die Absicht verbunden sein, verkehrliche Ziele zu erreichen. Zu beachten ist dabei der 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, dass diese verkehrlichen Ziele legitim sein müssen und die 
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Parkraumbewirtschaftung geeignet, erforderlich und angemessen ist, um diese Ziele zu errei-
chen oder zu unterstützen. Als verkehrliche Gründe kommen etwa eine intensive Nutzung 
knappen Parkraums oder das Verhindern von Dauerparken in Betracht.  

Die zeitliche Parkraumbewirtschaftung mit Gebührenerhebung erfolgt durch das Aufstellen 
von Parkuhren oder Parkscheinautomaten (§ 13 Abs. 1 StVO). Als Variante des klassischen Park-
scheins kommt im Rahmen der Parkraumbewirtschaftung auch das Ausstellen sog. Dauerpark-
scheine in Betracht. Hierbei ist jedoch zu beachten, dass weiterhin Parkstände für das Kurzzeit-
parken verfügbar bleiben müssen. Da hierzu noch keine Rechtsprechung vorliegt, verbleiben 
rechtliche Unsicherheiten. Die zeitliche Parkraumbewirtschaftung ohne Gebührenerhebung 
wird durch eine Parkscheibenregelung ausgestaltet (§ 13 Abs. 2 S. 1 StVO). 

Nach § 45 Abs. 1b S. 1 Nr. 5 Alt. 2 StVO kann die Anordnung zur Parkraumbewirtschaftung 
auch zur Unterstützung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung erfolgen. Die Anord-
nung erlässt die Straßenverkehrsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde (§ 45b Abs. 1b 
S. 3 StVO). Notwendig ist ein kommunales Verkehrskonzept, das gewisse Mindestvorausset-
zungen erfüllen muss (siehe den Anhang für nähere Informationen). Die Ausgestaltung ist 
ebenfalls mit oder ohne Gebührenerhebung möglich.  

Die Ausgestaltung der Gebührenhöhe regeln die Gemeinden in eigener Verantwortung. Hierzu 
sind sie befugt, Gebührenordnungen als Satzungen zu erlassen. 

 

Die Straßenverkehrsbehörden können nach § 46 Abs. 1 S. 1 Nr. 4a, 4b oder 11 StVO in be-
stimmten Einzelfällen oder allgemein für bestimmte Antragsteller (z. B. BewohnerInnen) Aus-
nahmen von den Parkraumbewirtschaftungsmaßnahmen genehmigen. Die Ermessensent-
scheidung muss verhältnismäßig sein. Ausnahmen sind nur in besonders dringenden Fällen 
gerechtfertigt, es gelten strenge Anforderungen an den Nachweis der Dringlichkeit, Rn. 1 Nr. I 
der VwV zu § 46 StVO (z. B. örtlich begrenzte Ausnahmen bei fehlenden privaten Stellplätzen). 
Die Gebührenerhebung für die Erteilung von Ausnahmen nach § 46 StVO ist bundesrechtlich 
in der Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr (GebOSt) geregelt. Nr. 264 der 
Anlage zu § 1 GebOSt ist für die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung eine Verwaltungsge-
bühr in Höhe von 10,20 bis 767,00 € zu erheben. Dauerausnahmegenehmigungen sind nach 
Rn. 6 Nr. VI der VwV zu § 46 StVO auf höchstens drei Jahre zu befristen. Sie dürfen nur wider-
ruflich erteilt werden. 
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Die Umwidmung (Teileinziehung) von Parkständen erfolgt nach § 7 Abs. 1 S. 2 StrG. Hierfür 
ist die Gemeinde zuständig, wenn es sich um innerörtlich abgegrenzte Parkstände am Straßen-
rand handelt, bei denen die Gemeinde Straßenbaulastträgerin ist. Durch die Teileinziehung 
wird die Widmung der Straße nachträglich auf eine bestimmte Benutzungsart, z. B. Fußgänger- 
oder Radverkehr beschränkt. Der Kfz-Verkehr ist dann gänzlich ausgeschlossen. Für eine Tei-
leinziehung müssen überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit vorliegen, wobei die 
widerstreitenden öffentlichen und privaten Belange gegeneinander abgewogen werden müs-
sen.  
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3.1 Wirkung von Gebührenerhöhung 

In einer Kurzstudie zur Abschätzung der Klimawirkung von Parkraummanagement werden drei 
Szenarien untersucht, welche Auswirkungen Parkgebühren auf die Reduzierung des Pkw-Ver-
kehrs in der Stadt, auf dem Land und auf den Pkw-Besitz haben. Dabei zeigt sich, dass erst ab 
einer gewissen Gebührenhöhe für Kurzzeitparkgebühren, Tagesparkgebühren und Jahrespark-
gebühren mit Effekten zu rechnen ist. Im Szenario 1 (1 €/Stunde - 10€/Tag - 120 €/Jahr) sind 
beispielsweise nur geringe Reduzierungen in Bezug auf den Pkw-Verkehr und den Pkw-Besitz 
festzustellen sind. Ab Szenario 2 (2 €/Stunde - 15€/Tag - 500 €/Jahr) sind signifikante Reduzie-
rungen zu erkennen. Die Wirkungen sind im untersuchten Szenario 3 (4 €/Stunde - 30€/Tag – 
1.000 €/Jahr) am größten.   

Tabelle 2: Wirkung durch Erhöhung der Parkgebühren 

 Parkgebühr pro 
Stunde / Tag / Jahr 

Reduzierung 
Pkw-Verkehr 
(Stadt) 2-10 
km / >10 km 

Reduzierung 
Pkw-Verkehr 
(Land) 2-10 
km / >10 km 

Reduzierung 
Pkw-Besitz 

Szenario 1  1 € / 10€ / 120 € -4 % / -3 % -2 % / -1 % -0,7 % 

Szenario 2 2 € / 15€ / 500 € -19 % / -14 % -9 % / -6 % -3,8 % 

Szenario 3 4 € / 30€ / 1.000 € -44 % / -36 % -25 % / -16 % -7,8 % 

 

Die Berechnungen beziehen sich auf ein Referenzszenario aus der Mobilitäts- und Kraft-
stoffstrategie des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr (BMDV), dass alle politischen 
Maßnahmen und ökonomischen Entwicklungen bis August 2020 berücksichtigt.  

 

Durch eine Erhöhung der Parkgebühren in Kombination mit der Reduzierung von Parkständen 
verstärken sich die Effekte. Insbesondere ist ab Szenario 2 mit signifikanten Reduzierungen zu 
rechnen.  
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Tabelle 3: Wirkung durch Erhöhung der Parkgebühren und Reduktion der Parkplätze  

 Parkgebühr pro 
Stunde / Tag / Jahr 

Reduzierung 
Pkw-Verkehr 
(Stadt) 2-10 
km / >10 km 

Reduzierung 
Pkw-Verkehr 
(Land) 2-10 
km / >10 km 

Reduzierung 
Pkw-Besitz 

Szenario 1  1 € / 10€ / 120 € -8 % / -10 % -4 % / -4 % -2,1 % 

Szenario 2 2 € / 15€ / 500 € -25 % / -24 % -13 % / -11 % -6,5 % 

Szenario 3 4 € / 30€ / 1.000 € -52 % / -47 % -31 % / -24 % -11,9 % 

 

Die Berechnungen beziehen sich auf ein Referenzszenario aus der Mobilitäts- und Kraft-
stoffstrategie des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr (BMDV), dass alle politischen 
Maßnahmen und ökonomischen Entwicklungen bis August 2020 berücksichtigt.  

Im Kontext des Park.Raum.Checks unterstreicht diese Studie die Bedeutung einer gezielten 
Steuerung der Verkehrsmittelwahl durch geeignete Parkraumbewirtschaftungsmaßnahmen. 
Eine angemessene Gebührenhöhe ist erforderlich, um eine lenkende Wirkung auf das Parkver-
halten zu erzielen, den Parksuchverkehr zu reduzieren und den öffentlichen Raum effizient und 
im Sinne aller Nutzungsansprüche – insbesondere für Aufenthalt, Fuß- und Radverkehr – zu 
gestalten. 
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4 Maßnahmencheck 

In nachfolgender Tabelle sind verschiedene Varianten der (Parkraum-) Bewirtschaftung aufge-
listet. Dabei wird im Rahmen des Park.Raum.Checks für die Stadt Sachsenheim geprüft, welche 
Maßnahmen basierend auf den Erhebungsergebnissen und nach Einschätzung des Fachbüros 
umsetzbar, bedingt umsetzbar oder nicht umsetzbar sind. Im Anhang sind die Anordnungsvo-
raussetzungen für die jeweiligen Bewirtschaftungsformen dargestellt.  

 

Tabelle 4: Maßnahmencheck im Untersuchungsgebiet Stadt Sachsenheim 

Maß-
nahme 

Rechtliche Vo-
raussetzungen 
(Weitere Informationen fin-

den sich im Anhang)  

Planerische  
Kriterien 

Prü-
fung 

Erläuterung 

Klassi-
sches Be-
wohner-
parken 

§45 StVO 
und §6a 

StVG 

 

Nutzungskonkur-
renz zwischen 
BewohnerInnen 
und Fremdpar-
kenden 

X
Die Parkstände in der Innenstadt 
werden von BesucherInnen und 

BewohnerInnen gleichermaßen ge-
nutzt. Aufgrund der bestehenden 
Regelungen überlagern sich diese 
Nutzungen kaum (tagsüber: Besu-

cherInnen, nachts: BewohnerIn-
nen). Eine Konkurrenz konnte 

nicht beobachtet werden.  
Insgesamt sind die vorhandenen 

Parkstände im Betrachtungsgebiet 
nicht sehr hoch ausgelastet. 

Erheblicher Park-
raummangel 

Hoher Parkdruck 
(Auslastung > 
80 %) 

X 

Erheblicher Park-
raummangel in 
Verbindung mit 
mangelnden priva-
ten Stellflächen  

 X 
Ein erheblicher Parkraummangel 
konnte nicht nachgewiesen wer-

den. 

Drohender erheb-
licher Parkraum-
mangel basierend 
auf einem prog-
nostizierten erheb-
lichen Parkraum-
mangel bspw. auf-
grund Parkraum-
bewirtschaftung in 

 () 

Es ist nicht mit drohendem erheb-
lichem Parkraummangel zu rech-
nen, da im Untersuchungsgebiet 
keine Nachverdichtungen oder 

Rückbau von Straßenparkständen 
geplant sind. Es kann dann mit ei-
nem drohenden erheblichen Park-
raummangel gerechnet werden, 

wenn Parkstände reduziert werden 
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Maß-
nahme 

Rechtliche Vo-
raussetzungen 
(Weitere Informationen fin-

den sich im Anhang)  

Planerische  
Kriterien 

Prü-
fung Erläuterung 

angrenzenden Ge-
bieten, absehba-
ren Bauvorhaben 
oder der Reduk-
tion von Parkmög-
lichkeiten. 

oder Nachverdichtungen geplant 
sind.  

Auf Grundlage ei-
nes städtebaulich-
verkehrsplaneri-
schen Konzepts 
zur Vermeidung 
von schädlichen 
Auswirkungen auf 
die Umwelt oder 
zur Unterstützung 
der geordneten 
städtebaulichen 
Entwicklung. 

 

Die Stadt Sachsenheim hat unter-
schiedliche Nutzungsansprüche 

ans Parken. Eine Möglichkeit kann 
sein, Bewohnerparken über ein 

Parkraumkonzept festzulegen. Da-
bei muss die städtebauliche oder 
umweltbezogene Wirkung aufge-

zeigt werden. 

Ausnah-
mege-
nehmi-
gungen 
für Be-
wohne-
rInnen 

§46 StVO 

Für eine Ausnah-
megenehmigung 
für BewohnerIn-
nen muss eine 
Verhältnismäßig-
keit nachgewiesen 
werden. 

Vor allem in Ge-
bieten, in denen 
BewohnerInnen 
von der Park-
raumbewirtschaf-
tung ausgenom-
men werden sol-
len und die Vo-
raussetzungen 
des klassischen 
Bewohnerpar-
kens nicht erfüllt 
werden können. 
Die Ausnahmen 
sind nur in be-
stimmten Einzel-
fällen bzw. für be-
stimmte Antrags-
stellerInnen 
möglich. 

X 

Wird aus historischen Gründen 
ähnlich in Abschnitten der Bahn-

hofstraße praktiziert. Für eine Aus-
weitung der Regelung gibt es keine 

Notwendigkeit. 
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Maß-
nahme 

Rechtliche Vo-
raussetzungen 
(Weitere Informationen fin-

den sich im Anhang)  

Planerische  
Kriterien 

Prü-
fung Erläuterung 

Bewirt-
schaf-
tung 

(zeitlich)  
§13 StVO 

„Park-
scheibe“ 

Für eine zeitliche 
Parkraumbewirt-
schaftung ist eine 
straßenverkehrs-
rechtliche Gefah-
renlage erforder-
lich. Ausreichend 
dafür ist ein hoher 
Parkdruck z.B. 
durch einen Man-
gel an Kurzzeit-
parkständen. Park-
raumbewirtschaf-
tung kann auch zur 
Unterstützung ei-
ner geordneten 
städtebaulichen 
Entwicklung ange-
ordnet werden. 
Dafür ist ein kom-
munales Verkehrs-
konzept notwen-
dig.  

Auf Parkflächen, 
auf denen ein be-
stimmter Um-
schlag vorgese-
hen ist oder Park-
flächen, die be-
stimmten Nutzer-
gruppen vorbe-
halten sein sollen. 

Kann kombiniert 
werden mit mo-
netärer Park-
raumbewirtschaf-
tung und Bewoh-
nerparken. 
Parkraumbewirt-
schaftung hat ei-
nen stark lenken-
den Charakter. 
Durch Parkge-
bühren und -re-
gelungen kann 
das Parkverhalten 
gesteuert wer-
den. 



Ziel der Stadt Sachsenheim ist es 
Parkvorgänge und damit Park-
suchverkehr im innerstädtischen 
Bereich zu reduzieren und das 

Parken auf den Sammel-Parkplät-
zen zu bündeln. 

Die zeitliche Bewirtschaftung ist 
dabei ein wichtiges Instrument. 

Vgl. dazu Kapitel 5 
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Maß-
nahme 

Rechtliche Vo-
raussetzungen 
(Weitere Informationen fin-

den sich im Anhang)  

Planerische  
Kriterien 

Prü-
fung Erläuterung 

Bewirt-
schaf-
tung 

(mone-
tär) 

§45 StVO 
„Park-
schein-

automa-
ten“ 

Vgl. „Bewirtschaf-
tung (zeitlich)“ 

Zur Bepreisung 
der als Parkstand 
genutzten öffent-
lichen Fläche. 
Kann kombiniert 
werden mit 
Höchstparkdau-
ern und Bewoh-
nerparken. 
Die Parkraumbe-
wirtschaftung hat 
einen stark len-
kenden Charak-
ter. Durch Park-
gebühren und -
regelungen kann 
das Parkverhalten 
gesteuert wer-
den. 



Um Parksuchverkehr im innerstäd-
tischen Bereich zu reduzieren und 
das Parken auf den Sammel-Park-

plätzen zu bündeln, ist auch die 
monetäre Bewirtschaftung ein 

wichtiges Instrument. 
Die Einflussmöglichkeiten sind je-
doch limitiert, da die Erreichbar-

keit des Einzelhandels gewährleis-
tet werden muss und teilweise 

auch private Parkmöglichkeiten 
zur Verfügung stehen. Die IGV 
empfiehlt eine Gebühr von zu-

nächst 1,00 €/h für den innerstäd-
tischen Bereich. Weitere Informati-

onen finden sich in Kapitel 5.  

Dauer-
park-

scheine 
für alle 

Ein Dauerpark-
schein ist eine Va-
riante des klassi-
schen Parkscheins 
im Rahmen der 
Parkraumbewirt-
schaftung. Es müs-
sen weiterhin 
Kurzzeitpark-
stände zur Verfü-
gung stehen.  

In Gebieten, in 
denen die rechtli-
chen Vorausset-
zungen des Be-
wohnerparkens 
nicht erfüllt sind, 
da genügend 
Parkkapazitäten 
zur Verfügung 
stehen, oder als 
Ergänzung zum 
Bewohnerparken, 
um Fremdpar-
kenden Parkbe-
rechtigungen 
einzuräumen. 

X
Die Kernstadt Großsachsenheims 
sollte nicht zum Dauerparken ge-

nutzt werden. 

Umwid-
mung 
von 

Zur Umwidmung 
müssen überwie-
gende Gründe des 

In Gebieten, in 
denen der Park-
druck nicht sehr 


Vor dem Hintergrund von Klima-
schutz und Klimaanpassung soll-
ten Parkstände umgewidmet wer-

den.  
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Maß-
nahme 

Rechtliche Vo-
raussetzungen 
(Weitere Informationen fin-

den sich im Anhang)  

Planerische  
Kriterien 

Prü-
fung Erläuterung 

Park-
ständen  
§7 Stra-
ßenge-
setz BW  

Wohls der Allge-
meinheit genannt 
werden, z.B. Ver-
kehrsberuhigung, 
Förderung des ge-
schäftlichen, kultu-
rellen und geselli-
gen Lebens in der 
Innenstadt, Ver-
besserung der Auf-
enthaltsqualität. Es 
müssen öffentliche 
und private Be-
lange gegeneinan-
der abgewogen 
werden.   

hoch ist, können 
Parkstände einer 
anderen Nutzung 
zugeführt wer-
den. 

In Sachsenheim sind die öffentli-
chen Räume in der Innenstadt eng 
und unübersichtlich. Gleichzeitig 

stehen im Betrachtungsgebiet aus-
reichend Parkmöglichkeiten zur 

Verfügung. Es wird vorgeschlagen, 
einzelne Parkstände in der Innen-
stadt umzuwidmen. Dies fördert 

andere Mobilitätsformen (z.B. Um-
widmung in Radabstellanlagen o-
der Bau von Radwegen) und sorgt 
für mehr Lebens- und Aufenthalts-
qualität. Die Erhebung hat nach-
gewiesen, dass im Gebiet grund-

sätzlich mehr als ausreichend 
Parkmöglichkeiten zur Verfügung 

stehen. 

Parkleit-
system 

 

Häufig entstehen 
auf der Suche 
nach einer Park-
möglichkeit un-
nötige Parksuch-
verkehre. Insbe-
sondere dann, 
wenn es stets 
ausreichend freie 
Parkmöglichkei-
ten gibt, können 
durch ein Park-
leitsystem Park-
suchverkehre re-
duziert werden. 



In Sachsenheim stehen ausrei-
chend Parkmöglichkeiten zur Ver-
fügung. Durch eine verstärkte Nut-

zung der Sammelparkplätze am 
Rande der Innenstadt, insbeson-

dere an der Hauptstraße, kann das 
Verkehrsaufkommen in den engen 
Straßen der Innenstadt reduziert 
werden. Ein (dynamisches) Park-
leitsystem kann dazu beitragen. 
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5 Maßnahmenempfehlung 

Die Erhebung zeigt, dass die Parkmöglichkeiten innerhalb des Untersuchungsgebiets im Mittel 
zwar zu 70 % ausgelastet sind, jedoch stets freie Kapazitäten zur Verfügung stehen. Besonders 
die Parkstände entlang der schmalen Straßen in der Kernstadt Großsachsenheims werden stark 
frequentiert. Die Parkstände und die Parkverkehre in diesem Bereich schränken die Aufent-
haltsqualität jedoch spürbar ein. Die Erhebung macht deutlich, dass am Rande der Kernstadt, 
zum Beispiel in der Tiefgarage Hauptstraße, durchgängig freie Parkmöglichkeiten vorhanden 
sind. Durch eine Attraktivierung der Parkierungsschwerpunkte am Rande der Kernstadt kann 
der Parkverkehr innerhalb der engen Straßen spürbar reduziert und damit die Aufenthaltsqua-
lität erhöht werden. 

Aus dem Maßnahmencheck lassen sich folgende Maßnahmenempfehlungen ableiten. Für die 
Wirksamkeit der Maßnahmen ist eine effektive Parkraumkontrolle zwingend erforderlich.  

 

► Attraktivierung der Parkierungsanlagen rund um die Innenstadt: 

► Ertüchtigung der Tiefgarage Hauptstraße:  
► Bessere Beleuchtung, neuer Anstrich mit ansprechender Gestaltung, nach 

Möglichkeit Verbreiterung der Parkstände 
► Ertüchtigung des Parkplatzes am Freibad: 

► Ausbesserung von Belagsschäden, Erneuerung der Markierung, Informations-
tafel Wegeführung in die Innenstadt 

► Einrichtung eines (digitalen) Parkleitsystems 

► Detektion der öffentlichen und halböffentlichen Parkstände in der Innenstadt 
(Von-Koenig-Straße, Brunnenstraße, Äußerer Schloßhof) 

► Dynamische Anzeige, wenn alle Parkmöglichkeiten in der Innenstadt belegt sind 
an der Einfahrt in der Von-Koenig-Straße und in der Brunnenstraße (südlich) 

► Kommunikation und einfache Visualisierung der Parkierungsregelungen 

► Erhebung von Parkgebühren in der Innenstadt mit einfacher Gebührenstruktur, z.B.: 

► 1,00 € je angefangene Stunde, Parkdauer max. 2 h (Mo-Fr 7-18 Uhr und Sa 7-12 
Uhr) 

► Möglichst Integration der halböffentlichen Parkmöglichkeiten in die Gebühren-
struktur, z.B. in der Von-Koenig-Straße  
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► Nutzung der Tiefgarage in der Von-Koenig-Straße vollständig als Quartiersgarage (Bewoh-
nende, Beschäftigte, Kunden) 

► Umwidmung einzelner Parkstände, um Platz für Begrünung, Aufenthalt (z.B. Sitzmöblierung 
etc.) und andere Verkehrsarten wie den Fuß- und Radverkehr zu schaffen 

► Verkehrsberuhigung des Schlosshofs: Beibehaltung der Behindertenparkplätze und neue 
Nutzung der hochwertigen Fläche (z.B. als Wochenmarkt-Standort) 

► Verlängerung der eingeschränkten Haltverbotszone (StVO-Zeichen 290.1) mit Zusatzzei-
chen 1053-52 (Parken nur in gekennzeichneten Flächen) im nördlichen Bereich der Brun-
nenstraße zwischen der Von-Koenig-Straße und der Bahnhofstraße 

► Kommunikation der Veränderung und Beteiligung bei der Umsetzung.  

► Bessere Kenntlichmachung und Kommunikation des Parkangebots mit z.B. Flyern und 
Übersichtskarten auf der Homepage. So können die Besucher in die Parkierungsanalgen 
am Rande der Kernstadt Großsachsenheims gelenkt werden. 

► Kenntlichmachung der Parkmöglichkeiten im öffentlichen Raum sowie bessere Kenntlich-
machung der privaten Stellplätze. Hier kommt es häufig zu Verwechslungen. 

 

 

6 Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 

6.1 Aufwände 

Zur Erhebung der Parkgebühren in der Innenstadt müssen Parkscheinautomaten beschafft 
werden. Sollte der Schloßhof verkehrsberuhigt werden, sind zwei Parkscheinautomaten ausrei-
chend: Einer in der Von-Koenig-Straße und einer im südlichen Bereich der Brunnenstraße. Es 
empfiehlt sich, Parkscheinautomaten mit Möglichkeit zur Eingabe des amtlichen Kennzeichens 
zu beschaffen, um die Digitalisierung zu unterstützen. Parallel sollte mit einem Anbieter für 
Handyparken kooperiert werden. 

Die Kosten eines Parkscheinautomaten belaufen sich bei der geringen Gesamtstückzahl auf ca. 
8.000 € (netto) inkl. pauschalem Ansatz für Tiefbauarbeiten. Des Weiteren ist mit jährlichen 
Wartungskosten von ca. 800 € (netto) pro Parkscheinautomat zu rechnen. Weitere Leistungen 
wie Mitarbeiterschulung, technische Dokumentation, Schutz vor Vandalismus, Softwarekosten 
und weiteres werden mit ca. 700 € pro Parkscheinautomat abgeschätzt.  
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Daher ist für die Beschaffung der Parkscheinautomaten mit Kosten in Höhe von ca. 16.000 € 
und mit jährlichen Kosten für die Parkscheinautomaten in Höhe von ca. 1.500 € zu rechnen. 

Das vorgeschlagene Parkleitsystem kann in Sachsenheim auf verschiedene Arten und mit un-
terschiedlicher Ausstattung umgesetzt werden. Eine Kostenschätzung dafür ist daher zum ak-
tuellen Zeitpunkt schwierig. 

Für ein einfaches Parkleitsystem sind Anschaffungskosten in Höhe von ca. 40.000 € inklusive 
Planung, Software und Bereitstellung ausreichend. 

Insgesamt ist also mit einmaligen Ausgaben in Höhe von ca. 56.000 € zu rechnen. 

Der zusätzliche Verwaltungsaufwand (z.B. Überwachung des größeren Parkraumbewirtschaf-
tungsgebiets, Leeren der Parkscheinautomaten) wird in der vorliegenden Ausgabenschätzung 
nicht berücksichtigt.  

 

6.2 Einnahmepotenziale 

Einnahmen durch Parkgebühren im Straßenraum:  

► Annahmen:  

► Dauer der Bewirtschaftung: montags bis freitags 7-18 Uhr und samstags: 7-12 
Uhr 

► Bewirtschaftete Parkstände: 21 
► Durchschnittliche Auslastung: 80 % 
► Anteil der Parkvorgänge, für die ordnungsgemäß Gebühren entrichtet werden: 

80% 

 Einnahmen: ca. 40.000 € / Jahr 

 

Es zeigt sich, dass sich die Gebührenerhebung bei gleichbleibendem Parkverhalten bereits im 
zweiten Jahr amortisiert.  

 

7 Nächste Schritte 

Für die Umsetzung der empfohlenen Maßnahmen sind weitere Schritte notwendig. Diese sind 
nachfolgend chronologisch aufgeführt.  
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Tabelle 5: Schritt-für-Schritt Anleitung 

 Was Wann/Dauer Wer 

1. Ggf. Vorbesprechung mit Straßenverkehrs-
behörde 

Sommer 2025 Stadtverwaltung, 
Verkehrsbehörde 

2. Kenntnisnahme des GR dieses Berichts Sommer 2025 Gemeinderat, 
Stadtverwaltung, 
NVBW, IGV 

3. Detaillierung Parktarife und Gebiete  

Festlegung Gebührenhöhe, gebühren-
pflichtige Zeiten, Festlegung Standorte 
Parkscheinautomaten, genaue Gebietsab-
grenzung, Ausnahmen 

Beratung mit dem GR  

Erarbeitung: Spät-
sommer 2025 

GR-Beratung: 
Herbst 2025 

GR, Stadtverwal-
tung, ggf. Fach-
büro 

4. Überführung der Parktarife zum Zeitpar-
ken in eine Satzung 

Herbst 2025 Gemeinderat 

5. Erstellung eines Konzepts für das Park-
leitsystem 

GR-Beschluss Beauftragung Fachbüro 

Konzeptarbeit  

Leistung (dynamische Schilderstandorte u. -
inhalte) 

Parkraumerfassungssysteme (Kameraerfas-
sung, Boden-/Überkopfdetektion) 

GR-Beschluss: 
Sommer 2025 

Erarbeitung: Som-
mer / Herbst 2025 
(ca. 3 Monate) 

Stadtverwaltung, 
Fachbüro 

6. Erarbeitung genehmigungsfähiger Ver-
kehrszeichenpläne  

Dabei werden alle Verkehrszeichen in ei-
nem maßstäblichen Plan dargestellt. Daraus 
ergeben sich die Lage der Schilder und die 

Im Anschluss an 
den GR-Beschluss 

Erarbeitung: Som-
mer / Herbst 2025 
(ca. 2 Monate) 

Stadtverwaltung, 
Verkehrsbehörde, 
ggf. Fachbüro 
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 Was Wann/Dauer Wer 

Anzahl notwendiger Schilder für das Kon-
zept.  

Anschließend: Abnahme durch Verkehrsbe-
hörde/Ordnungsamt 

7.  Straßenverkehrsrechtliche Anordnung 
der Verkehrszeichenpläne 

Herbst 2025 Verkehrsbehörde 

8. Beschaffung Beschilderung (Verkehrs-
zeichen) 

Erstellung eines Leistungsverzeichnis, Ein-
holung von drei Angeboten, Beauftragung 

Anschließend: Installation 

Beschaffung im An-
schluss an die Erar-
beitung der Ver-
kehrszeichenpläne: 
Herbst 2025 

Lieferzeit ca. 1 Mo-
nate 

Installation: ca. 2 
Monate 

Stadtverwaltung, 
ggf. Fachbüro 

9. Beschaffung Parkscheinautomaten 

Erstellung Leistungsverzeichnis (ggf. mit 
Lastenheft), Ausschreibung, Vergabe, Be-
auftragung 

Anschließend: Installation 

Ausschreibung im 
Anschluss an GR-
Beschluss: Herbst 
2025 

Lieferzeit ca. 2 Mo-
nate 

Installation: ca. 3 
Monate 

Stadtverwaltung, 
ggf. Fachbüro 

10. Beschaffung Parkleitsystem 

Erstellung Leistungsverzeichnis und Lasten-
heft, Ausschreibung, Auswertung,  

Vergabeempfehlung 

GR Vergabebeschluss 

Ausschreibung im 
Anschluss an Kon-
zeption Parkleitsys-
tem: Herbst/Winter 
2025 / 2026 

Stadtverwaltung, 
Fachbüro 
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 Was Wann/Dauer Wer 

Anschließend: Installation GR-Beschluss: 
Herbst / Winter 
2025/2026 

Lieferzeit ca. 3 Mo-
nate 

Installation: mind. 3 
Monate 

11. Information & Pressearbeit Ca. 2 Monate vor 
Umsetzung 

Stadtverwaltung, 
Presseabteilung 

12. Umsetzung / Inbetriebnahme Sommer 2026  
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Abbildung 12: Zeitliche Abfolge der notwendigen Schritte 

A
uf

ga
be

St
ar

t-
da

tu
m

En
d-

da
tu

m
Ju

n 
25

Ju
l 2

5
A

ug
 2

5
Se

p 
25

O
kt

 2
5

N
ov

 2
5

D
ez

 2
5

Ja
n 

26
Fe

b 
26

M
rz

 2
6

A
pr

 2
6

M
ai

 2
6

Ju
n 

26
Ju

l 2
6

A
ug

 2
6

1.
gg

f.
 V

or
be

sp
re

ch
un

g 
m

it
 

V
er

ke
hr

sb
eh

ör
de

Ju
n 

25
Ju

n 
25

2.
K

en
nt

ni
sn

ah
m

e 
de

s 
G

em
ei

nd
er

at
es

 d
ie

se
s 

B
er

ic
ht

s
Ju

l 2
5

Ju
l 2

5

3.
D

et
al

lie
ru

ng
 P

ar
kt

ar
ife

 u
nd

 
G

eb
ie

te
A

ug
 2

5
O

kt
 2

5

4.
Ü

be
rf

üh
ru

ng
 d

er
 P

ar
kt

ar
ife

 
zu

m
 Z

ei
tp

ar
ke

n 
in

 e
in

e 
Sa

tz
un

g
O

kt
 2

5
D

ez
 2

5

5.
Er

st
el

lu
ng

ei
ne

s
K

on
ze

pt
s

fü
r 

da
s 

Pa
rk

le
it

sy
st

em
A

ug
 2

5
D

ez
 2

5

6.
Er

ar
be

it
un

g 
ge

ne
hm

ig
un

gs
fä

hi
ge

r 
V

er
ke

hr
sz

ei
ch

en
pl

än
e

A
ug

 2
5

O
kt

 2
5

7.
St

ra
ße

nv
er

ke
hr

sr
ec

ht
lic

he
 

A
no

rd
nu

ng
 

V
er

ke
hr

sz
ei

ch
en

pl
än

e
O

kt
 2

5
O

kt
 2

5

8.
B

es
ch

af
fu

ng
 B

es
ch

ild
er

un
g

O
kt

 2
5

D
ez

 2
5

9.
B

es
ch

af
fu

ng
 

Pa
rk

sc
he

in
au

to
m

at
en

A
ug

 2
5

Ja
n 

26

10
.

B
es

ch
af

fu
ng

 P
ar

kl
ei

ts
ys

te
m

Ja
n 

26
Au

g 
26

11
.

In
fo

rm
at

io
n 

&
 P

re
ss

ea
rb

ei
t

M
ai

 2
6

A
ug

 2
6

12
.

U
m

se
tz

un
g

A
ug

 2
6

Au
g 

26



 

Park.Raum.Check - Stadt Sachsenheim  Seite 33/34

Fördermöglichkeiten für Mobilität und Klimaschutz  

8 Fördermöglichkeiten für Mobilität und Klimaschutz 

Dieses Kapitel gibt einen Überblick über weitere Förderinstrumente des Landes zur Unterstüt-
zung der Kommunen bei der Implementierung von Maßnahmen des Parkraummanagements 
unter dem Aspekt des Klimaschutzes. 

Förderung der Fachkräfte für Mobilität und Klimaschutz 

Mit der Förderung der Fachkräfte für Mobilität und Klimaschutz unterstützt das Land die Kom-
munen beim Aufbau notwendiger personeller Kapazitäten. Die Kommunen werden durch die 
geförderten Personalstellen in die Lage versetzt, die attraktiven Förderungen von Bund und 
Land im Bereich der nachhaltigen Mobilität ideal auszuschöpfen. Gefördert werden auch Fach-
kräfte im Bereich ruhender Verkehr: Parkraumkonzeption. Weitere Informationen finden sich 
auf der Webseite der Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg (KEA-BW). 

Förderung qualifizierter Fachkonzepte 

Im Förderbereich qualifizierter Fachkonzepte gilt für Parkraumkonzepte bei Antragstellung bis 
31.12.2025 ein erhöhter Fördersatz von 75 % der förderfähigen Kosten für die Erstellung des 
Konzepts. Darüber hinaus wird die Erhebung der Parkraumauslastung als qualifiziertes Fach-
konzept mit 50 % gefördert. Weitere Informationen und entsprechende Förderanträge finden 
sich auf der Webseite der Regierungspräsidien. 

Infrastrukturförderung nach LGVFG und Hinweise Klimamobilitätsplan 

Über das Landesgemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (LGVFG) können bspw. Maßnahmen 
des Infrastrukturausbaus gefördert werden. Der Regelfördersatz liegt bei 50 Prozent. Maßnah-
men, die einen sogenannten Klimabonus erfüllen, können mit 75 Prozent gefördert werden. 
Die Bagatellgrenzen für eine Förderung nach LGVFG finden sich in der entsprechenden Ver-
waltungsvorschrift. 

Insbesondere die Umsetzung von Maßnahmen aus einem Klimamobilitätsplan lassen sich über 
die Infrastrukturförderung nach LGVFG fördern, wobei kommunales Parkraummanagement als 
ein zentraler Baustein in einen Klimamobilitätsplan integriert werden kann. 
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2Varianten der Parkraumbewirtschaftung – Rechtliche Hinweise

Variante 1: Klassisches Bewohnerpparken

Anordnunggsvoraussetzunggen 
Wenn eine der folggenden drei Voraussetzunggen erfüllt ist,, 

kann klassisches Bewohnerpparken anggeordnet werden.

1.	 Erheblicher Parkraummanggel  

i. S. d. § 45 Abs. 1b S. 1 Nr. 2a StVO besteht,, wenn die vor-

handenen Parkmögglichkeiten auf den öffentlichen Stra-

ßen in einem Gebiet im Durchschnitt zu mehr als 80 Pro-

zent ausggelastet sind. Dabei kann nach Wochentaggen 

und Taggeszeiten differenziert werden. (Rn. 29 Nr. XI.1 S. 

2-3 der VwV zu § 45 StVO). Der Parkraummanggel muss 

durch eine reppräsentative tatsächliche Betrachtungg der 

örtlichen Geggebenheiten nachggewiesen werden (VGH 

BW,, Beschl. v. 14.11.2022 – 13 S 545/22 –,, jjuris Rn. 22). 

2.	 Drohender erheblicher Parkraummanggel  

i. S. d. § 45 Abs. 1b S. 1 Nr. 2a StVO lieggt vor,, wenn auf-

ggrund konkretisierter städtebaulich-verkehrspplaneri-

scher Erwäggunggen zu erwarten ist,, dass diese Schwelle 

in den nächsten Jahren überschritten werden wird (z. B. 

aufggrund der Einführungg von Parkraumbewirtschaf-

tunggsmaßnahmen in anggrenzenden Gebieten,, absehba-

rer Bauvorhaben,, Reduktion von Parkmögglichkeiten) (Rn. 

29 Nr. XI.1 S. 4 der VwV zu § 45 StVO). 

3.	 Städtebauliches-verkehrspplanerisches Konzeppt 

Bewohner:innenpparkvorrechte können ggemäß § 45 

Abs. 1b S. 2 StVO auch auf Grundlagge eines städtebau-

lich-verkehrspplanerischen Konzeppts zur Vermeidungg 

von schädlichen Auswirkunggen auf die Umwelt oder zur 

Unterstützungg der ggeordneten städtebaulichen Ent-

wicklungg anggeordnet werden.

Klassisches Bewohnerpparken kann auf Grundlagge eines 

städtebaulichen-verkehrspplanerischen Konzeppts nur dann 

anggeordnet werden,, wenn ein Parkraumkonzeppt vorlieggt,, 

aus dem sich die verfolggten städtebaulichen Ziele oder zu 

vermeidenden schädlichen Umweltauswirkunggen erggeben 

(Rn. 29a Nr. XI.2 S. 1 der VwV zu § 45 StVO). Auf das Vor-

lieggen einer Gefahr für die Sicherheit und Leichtiggkeit des 

Verkehrs,, insbesondere auf den Nachweis eines Parkraum-

manggels,, kommt es dann nicht an (Rn. 29a Nr. XI.2 S. 3 der 

VwV zu § 45 StVO).

Die Auswirkunggen auf die Leichtiggkeit des Verkehrs sind im 

Rahmen einer Abwäggunggsentscheidungg der Straßenver-

kehrsbehörde nur dann zu berücksichtiggen,, soweit nicht 

bereits im zuggrunde lieggenden Parkraumkonzeppt eine ppla-

nerische Abwäggungg dazu erfolggt ist (Rn. 29a Nr. XI.2 S. 4 der 

VwV zu § 45 StVO). Zudem darf die Sicherheit des Verkehrs 

durch die Maßnahme nicht beeinträchtiggt werden.

Dieses Parkraumkonzeppt muss mindestens

•	 einen räumlichen Geltunggsbereich festleggen,, eine oder 

mehrere pparkraumbezoggene Maßnahmen benennen und 

mögglichst detailliert beschreiben sowie ihre umweltbe-

zoggenen oder städtebaulichen Wirkunggen aufzeiggen,, und 

hierauf aufbauend die (städtebauliche) Erforderlichkeit 

bzw. Zweckmäßiggkeit der Maßnahmen darleggen,,

•	 von den für die Willensbildungg in der Gemeinde zuständi-

ggen Orgganen beschlossen worden sein,, und 

•	 – soweit es die Veränderungg von Verkehrsstraßen und 

-strömen zum Inhalt hat – den Erfordernissen pplaneri-

scher Abwäggungg ggenüggen und insbesondere darleggen,, 

weshalb bestimmte Straßen(zügge) entlastet und welche 

neuen Straßen(zügge) in für dortigge Anwohnerinnen und 

Anwohner zumutbarer Weise belastet werden sollen und 

können. Es müssen somit bereits auf Ebene des Park-

raumkonzeppts auch die Belangge,, die im Rahmen des 

Erlasses der jjeweils vorggesehenen verkehrsrechtlichen 

Anordnunggen zu pprüfen sind,, ermittelt,, zutreffend bewer-

tet und fehlerfrei abggewoggen werden.

Rechtsgrundlage für verkehrsrechtliche  

Anordnung:  

§ 45 Abs. 1b S. 1 Nr. 2a, S. 2 StVO
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Auch Klimamobilitätsppläne und Aktionsppläne für Mobilität,, 

Klima- und Lärmschutz eiggnen sich als Konzeppte zur Ver-

meidungg von schädlichen Auswirkunggen auf die Umwelt i. S. 

d. § 45 Abs. 1b S. 2 StVO,, sofern die oben ggenannten Voraus-

setzunggen erfüllt sind.

Ausggestaltungg  
Grundsätzlich ggibt es zwei Mögglichkeiten der Ausggestaltungg:

1.	 Vollständigge oder zeitlich beschränkte Reservierungg des 

Parkraums für die Berechtiggten.

2.	 Anordnungg der Freistellungg von anggeordneten Park-

raumbewirtschaftunggsmaßnahmen für die Bewohner 

städtischer QQuartiere.

Die maximale Ausdehnungg eines Bereichs soll 1500 m nicht 

übersteiggen (Rn. 31 Nr. XI.4 S. 2 der VwV zu § 45 StVO). Grö-

ßere Gebiete können auf mehrere Zonen aufggeteilt werden.

Rechtsggrundlagge für die Gebührenerhebungg für die Aus-

stellungg von Bewohnerpparkausweisen ist § 6a Abs. 5a StVG 

i. V. m. § 1 Abs. 1 GebOSt,, Nr. 265 der Anlagge zu § 1 GebOSt 

bzw. die jjeweiligge örtliche Gebührenverordnungg auf Grund-

lagge der landesrechtlichen Ermächtiggungg in § 1 ParkggebVO. 

Hinsichtlich der Gebührenhöhe kommen den Gemeinden,, 

sofern sie untere / örtliche Straßenverkehrsbehörde sind,, 

ggroße Sppielräume zu (s. Hinweisppappier zum Bewohner-

pparken für Kommunen und Straßenverkehrsbehörden in 

Baden-Württembergg).

Gut zu wissen 

Die Anordnungg lieggt im Ermessen der Straßenverkehrs-

behörde und muss verhältnismäßigg sein. Insbesondere 

müssen die Interessen des allggemeinen Verkehrs und 

die Interessen der Bewohner:innen ggeggeneinander 

abggewoggen werden.

Die Anordnungg setzt das Einvernehmen der Gemeinde 

voraus (§ 45 Abs. 1b S. 3 StVO).

Weitere Schritte

Entscheidungg des „Ob“ bzggl. Einrichtungg eines 

Bewohner:innenpparkggebiets lieggt bei der unteren / 

örtlichen Straßenverkehrsbehörde im Einvernehmen 

mit der Gemeinde

Nachweis der Tatbestandsvoraussetzungg des § 45 

Abs. 1b S. 1 Nr. 2a,, S. 2 StVO durch Straßenverkehrs-

behörde 

Verkehrsrechtliche Anordnungg durch Straßen- 

verkehrsbehörde mit entspprechender Beschilderungg 

(Verkehrszeichen)

Aufstellen der Verkehrszeichen durch  

Straßenbaulastträgger

Antragg der Bewohner:innen auf Bewohner:innen- 

pparkausweise bei Straßenverkehrsbehörde
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Variante 2: Ausnahmeggenehmiggunggen  
für BewohnerInnen

Anordnunggsvoraussetzunggen

Die Straßenverkehrsbehörden können Ausnahmen nach 

§ 46 Abs. 1 StVO nur in bestimmten Einzelfällen oder all-

ggemein für bestimmte Antraggsteller (z. B. BewohnerInnen) 

ggenehmiggen.

§ 46 Abs. 1 S. 1 Nr. 4a StVO: Ausnahme von dem Verbot,, an 

Parkuhren nur während des Laufens der Uhr,, an Parkschein-

automaten nur mit einem Parkschein zu halten (§ 13 Abs. 1 

StVO).

§ 46 Abs. 1 S. 1 Nr. 4b StVO: Ausnahme von der Vorschrift,, 

im Bereich eines Zonenhaltverbots (Zeichen 290.1 und 

290.2) nur während der dort vorggeschriebenen Zeit zu ppar-

ken (§ 13 Abs. 2 StVO)

§ 46 Abs. 1 S. 1 Nr. 11 StVO: Ausnahmen sind auch mögglich 

von den Verboten oder Beschränkunggen,, die durch Vor-

schriftzeichen,, Richtzeichen,, Verkehrseinrichtunggen oder 

Anordnunggen erlassen sind.

Die Ausnahmeerteilungg lieggt im Ermessen der unteren / 

örtlichen Straßenverkehrsbehörden.

Die Gründe für die Ausnahmeggenehmiggungg müssen ggeggen-

über dem öffentlichen Interesse an dem Gebot oder Verbot,, 

von welchem eine Ausnahme erteilt werden soll,, überwie-

ggen. Der Grundsatz der Verhältnismäßiggkeit muss beachtet 

werden.

Rechtsgrundlage 

§ 46 Abs. 1 S. 1 Nr. 4a, 4b oder Nr. 11 StVO

Die Ausnahme darf das Schutzggut der Vorschrift nicht 

wesentlich beeinträchtiggen.

Ausnahmen sind nur in besonders dringgenden Fällen 

ggerechtfertiggt,, es ggelten strengge Anforderunggen an den 

Nachweis der Dringglichkeit,, Rn. 1 Nr. I der VwV zu § 46 StVO 

(z.B. örtlich beggrenzte Ausnahmen bei fehlenden pprivaten 

Stellpplätzen).

Nach Nr. 264 der Anlagge zu § 1 GebOSt ist für die Erteilungg 

einer Ausnahmeggenehmiggungg eine Verwaltunggsggebühr in 

Höhe von 10,,20 bis 767,,00 € zu erheben. Für Ausnahme-

erteilunggen als beggünstiggende Amtshandlunggen ggilt § 6a 

Abs. 2 S. 2 letzter Halbsatz StVG,, sodass neben dem Ver-

waltunggsaufwand auch die Bedeutung,g, der wirtschaftliche 

Wert oder der sonstigge Nutzen für den Gebührenschuldner 

anggemessen berücksichtiggt werden kann. Dauerausnahme-

ggenehmiggunggen sind nach Rn. 6 Nr. VI der VwV zu § 46 StVO 

auf höchstens drei Jahre zu befristen. Sie dürfen nur wider-

ruflich erteilt werden. 
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Variante 3: Parkraumbewirtschaftungg  
in Form des Zeitpparkens

Anordnunggsvoraussetzunggen

Entscheidunggsbefuggnis der Gemeinden,, ob ggebühren-

ppflichtigges,, ggebührenfreies oder ggebührenfreies Parken mit 

einer Beschränkungg der Höchstpparkdauer einggeführt wird 

(BT-Drs. 15/1496,, S. 6).

Für eine Anordnungg von Parkraumbewirtschaftunggsmaß-

nahmen auf Grundlagge des § 45 Abs. 1 S. 1 StVO müssen 

verkehrliche Gründe vorlieggen. Als solche verkehrlichen 

Gründe kommen z.B. in Betracht: ein hoher Parkdruck mit 

Parksuchverkehr; eine intensive Nutzungg knappppen Park-

raums; das Verhindern von Dauerpparken; Verbesserungg der 

Verkehrsverhältnisse.

Die Straßenverkehrsbehörde erlässt die notwendiggen 

verkehrsrechtlichen Anordnunggen zur Umsetzungg der von 

der Gemeinde beschlossenen Parkggebührenerhebungg. Der 

Straßenverkehrsbehörde oblieggt unter Berücksichtiggungg 

der konkreten örtlichen Verhältnisse und den sich daraus 

erggebenden Erfordernissen der Sicherheit oder Ordnungg 

des Verkehrs die Entscheidungg über die Auswahl der erfor-

derlichen Verkehrszeichen und -einrichtunggen und deren 

Standorte (VG Aachen,, Beschl. v. 19.01.2007 – 2 L 432/06 –,, 

jjuris Rn. 26).

Es ist der Verhältnismäßiggkeitsggrundsatz zu beachten. Die 

verfolggten verkehrlichen Ziele müssen leggitim sein und die 

Parkraumbewirtschaftunggsmaßnahmen müssen ggeeiggnet,, 

erforderlich und anggemessen sein,, um diese Ziele zu errei-

chen oder zu unterstützen.

Rechtsgrundlage für verkehrsrechtliche Anordnung 

§ 45 Abs. 1 S. 1 StVO oder § 45 Abs.1b S. 1 Nr. 5 Alt. 2 StVO 

oder § 45 Abs. 1 S. 1 i. V. m. § 45 Abs. 1b S. 1 Nr. 5 Alt. 2 

StVO

Rechtsgrundlage für Gebührenerhebung  

durch die Gemeinden 

§ 6a Abs. 6 S. 1 StVG

Typypisches Ziel der Parkraumbewirtschaftungg durch Park-

uhren und Parkscheinautomaten ist z. B. ein mögglichst 

schneller Fahrzeuggwechsel und damit eine intensive Nut-

zungg knappppen Parkraums (VG Aachen,, Beschl. v. 19.01.2007 

– 2 L 432/06 –,, jjuris Rn. 31; Rn. 2 Nr. II der VwV zu § 13 StVO).

Parkscheibenreggelunggen ggenüggen in der Reggel dort,, wo nur 

das Dauerpparken unterbunden werden soll (BVerwG,, Urt. v. 

28.09.1979 – 7 C 26/78,, NJW 1980,, 850,, 851).

Beschränkunggen des Parkens (ggebührenppflichtigg und/oder 

Höchstpparkdauer) werden jjedenfalls dort ausscheiden,, wo 

es ggar keine Gründe für die Beschränkunggen ggibt. Park-

raumbewirtschaftungg ist dann nicht erforderlich.

§ 45 Abs. 1b S. 1 Nr. 5 Alt. 2 StVO: Anordnunggen der Park-

raumbewirtschaftungg können auch zur Unterstützungg einer 

ggeordneten städtebaulichen Entwicklungg erggehen.

Hierfür ist ein kommunales Verkehrskonzeppt nötig,g, das 

mindestens folggende Voraussetzunggen erfüllt (BVerwG,, Urt. 

v. 20.04.1994,, 11 C 17/93,, BVerwGE 95,, 333,, jjuris Rn. 22):

•	 Das Verkehrskonzeppt muss hinreichend konkret die ver-

kehrsmäßiggen Planunggen in einem bestimmten räumli-

chen Bereich darstellen,, die aus Gründen der ggeordneten 

städtebaulichen Entwicklungg für erforderlich oder zweck-

mäßigg ggehalten werden.

•	 Das Verkehrskonzeppt muss von den für die Willensbil-

dungg in der Gemeinde zuständiggen Orgganen beschlossen 

worden sein.

•	 Soweit das Verkehrskonzeppt die Veränderungg von Ver-

kehrsstraßen und -strömen zum Inhalt hat,, muss es den 

Erfordernissen pplanerischer Abwäggungg ggenüggen und ins-

besondere darleggen,, weshalb bestimmte Straßen(zügge) 

entlastet und welche neuen Straßen(zügge) in für dortigge 

Anwohner zumutbarer Weise belastet werden sollen und 

können.

•	 Die Anordnungg nach § 45 Abs. 1b S. 1 Nr. 5 Alt. 2 StVO setzt 

das Einvernehmen der Gemeinde voraus (§ 45 Abs. 1b S. 3 

StVO).
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Ausggestaltungg

Es ggibt unterschiedliche Mögglichkeiten der Ausggestaltungg 

des Zeitpparkens.

1.	 Zeitlich beggrenztes Parken ohne Gebührenerhebnungg 

ggemäß § 13 Abs. 2 S. 1 StVO (Parkscheibe)

2.	 Zeitlich beggrenztes Parken in Kombination mit der 

Erhebungg von Parkggebühren ggemäß § 13 Abs. 1 Alt. 1 

StVO (Parkuhr) und § 13 Abs. 1 Alt. 2 StVO (Parkschein-

automat)

Wer erhält die Gebühren?

Sind bei Kommunen ohne eigene Straßenverkehrsbe-

hörde die Landratsämter als untere Straßenverkehrs-

behörde im Sinne des § 15 Abs. 1 Landesverwaltungsge-

setz (LVG) zuständig, obliegt diesen auch die Erteilung 

der Bewohner:innenparkausweise (vgl. Rn. 36 Nr. XI.9 

S. 1 der VwV zu § 45 StVO). Die Einnahmen der Gebühren 

für die Bewohnerparkausweise verleiben nach § 11 Abs. 

3 des Gesetzes über den kommunalen Finanzausgleich 

(FAG) den Landkreisen.

Für das Parken auf öffentlichen Wegen und Plätzen, 

also das Zeitparken, verbleiben die Gebühren in Orts-

durchfahrten und Gemeindestraßen bei den Gemein-

den, im Übrigen bei den Trägern der Straßenbaulast.

Konkrete Schritte bei Parkggebührenerhebungg an  

Ortsdurchfahrten und Gemeindestraßen

Entscheidungg des „Ob“ über Parkggebührenerhebungg 

an Ortsdurchfahrten und Gemeindestraßen lieggt bei 

Gemeinde (§6a Abs. 6 S. 1 StVG i. V. m. § 44 StrG BW)

Straßenverkehrsbehörde wird um verkehrsreggelnde 

Anordnungg für das Aufstellen entspprechender Ver-

kehrszeichen und Verkehrseinrichtunggen ggebeten.

Straßenverkehrsbehörde pprüft Tatbestandsvoraus-

setzunggen des § 45 Abs. 1 S. 1 StVO bzw. § 45 Abs. 1b 

S. 1 Nr. 5 Alt. 2 StVO → Nachweis durch Gemeinde 

erforderlich

Anweisungg an Straßenbaulastträgger (Gemeinde bei 

Gemeindestraße) zur Aufstellungg von Verkehrszei-

chen und Parkscheinautomat

Sonderfall Dauerparkscheine

Der Dauerparkschein ist eine Variante des klassischen 

Parkscheins im Rahmen der Parkraumbewirtschaftung 

(s. W2K, Kurzgutachten: Rechtliche Zulässigkeit der 

Ausgabe von Dauerparkscheinen in der Parkraumbe-

wirtschaftung, 13.12.2024, S. 3).

Es müssen weiterhin Parkstände für das Kurzzeitparken 

in einem angemessenen und den örtlichen Verhältnis-

sen entsprechendem Umfang verfügbar bleiben, damit 

der Zweck der Parkraumbewirtschaftung (Beschleuni-

gung des Fahrzeugumschlags) erreicht werden kann (s. 

W2K, Kurzgutachten, 13.12.2024, S. 7 f.).

Gerichtliche Entscheidungen zur Zulässigkeit von 

Dauerparkscheinen sind, soweit ersichtlich, noch nicht 

ergangen.

Rechtsgrundlage für Gebührenerhebung  

durch die Gemeinden 

§ 6a Abs. 6 S. 1 Halbsatz 1 StVG

Die Gebührenfestsetzung erfolgt durch Satzungen.

https://www.klimaschutz-bewegt.de/wp-content/uploads/24-12-13-Kurzgutachten-Zulaessigkeit-von-Dauerparkscheinen.pdf
https://www.klimaschutz-bewegt.de/wp-content/uploads/24-12-13-Kurzgutachten-Zulaessigkeit-von-Dauerparkscheinen.pdf
https://www.klimaschutz-bewegt.de/wp-content/uploads/24-12-13-Kurzgutachten-Zulaessigkeit-von-Dauerparkscheinen.pdf
https://www.klimaschutz-bewegt.de/wp-content/uploads/24-12-13-Kurzgutachten-Zulaessigkeit-von-Dauerparkscheinen.pdf
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Rechtsgrundlage 

§ 7 Abs. 1 S. 2 Straßengesetz BW (StrG)

Variante 4: Umwidmungg  
(Teileinziehungg) von Parkständen

•	 Zuständigg für die Umwidmungg von Parkständen ist die 

Gemeinde,, wenn es sich um innerörtlich abggeggrenzte 

Parkstände am Straßenrand handelt,, bei denen die 

Gemeinde Straßenbaulastträggerin ist. Ansonsten ist der 

jjeweiligge Trägger der Straßenbaulast zuständigg.

•	 Die Widmungg des Straßenteils kann durch die Teilein-

ziehungg nachträgglich auf eine bestimmte Benutzunggsart,, 

z. B. Fußggängger- oder Radverkehr,, beschränkt werden.

•	 Erforderlich sind überwieggende Gründe des Wohls der 

Allggemeinheit,, z. B. Verkehrsberuhiggungg; Förderungg 

des ggeschäftlichen,, kulturellen und ggeselliggen Lebens in 

der Innenstadt; Verbesserungg der Aufenthaltsqqualität. 

Hierbei müssen die jjeweiliggen öffentlichen und pprivaten 

Belangge ggeggeneinander abggewoggen werden.

•	 Das Verfahren der Teileinziehungg richtet sich nach  

§ 7 Abs. 3 – 4 StrG.
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